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Im „Kohleausstiegsgesetz“ vom 3. Juli 2020 werden in § 44 für Stilllegungen von Braunkohle-
Kraftwerken bis 2030 feste Entschädigungszahlungen in Höhe von insgesamt 4,35 Mrd. 
Euro festgelegt, welche zwischen Bundesregierung und Kraftwerksbetreibern ausgehandelt 
wurden. 2,6 Mrd. Euro sollen dabei an RWE (Rheinisches Revier) gezahlt werden, 1,75 Mrd. 
Euro sollen dagegen an die LEAG (Lausitzer Revier) gehen. Weitere Details zu den Entschädi-
gungszahlungen werden im öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt, welcher im Herbst diesen 
Jahres unterzeichnet werden soll. 

In der folgenden Stellungnahme wird dargestellt, dass diese Entschädigungszahlungen staat-
liche Beihilfen darstellen, welche nicht mit dem EU-Recht vereinbar sind. Die Entschädi-
gungszahlungen wären nur dann zu genehmigen, wenn durch diese u.a. ein Beitrag zu einem 
klar definierten Ziel von gemeinsamen Interessen geleistet würde und die Beihilfemaßnah-
me angemessen und verhältnismäßig wären. Diese Kriterien sind bei der Zahlung der geplan-
ten Entschädigungssummen nicht erfüllt. 

 Die geplanten Entschädigungszahlungen für Braunkohleunternehmen sind rechtlich nicht 
nötig, da 90 Prozent der Kraftwerksanlagen zum Zeitpunkt der Schließung 25 Jahre oder 
älter sein werden und damit von einer vollständigen Amortisation der Investitionen aus-
gegangen werden kann.  

 Die Gelder schaffen kaum Anreize Braunkohlekraftwerke früher als unter Marktbedingun-
gen notwendig vom Netz zu nehmen. Damit trägt der festgesetzte Stilllegungspfad kaum 
zur Verringerung der CO2-Emissionen in Deutschland bei.  

 Die wirtschaftliche Situation von Braunkohlekraftwerken verschlechtert sich immer 
weiter, sodass fraglich ist für welche entgangenen Erlöse entschädigt werden soll.  

 Auch sorgen die geplanten Kraftwerksstilllegungen im Lausitzer Revier zu keinen Verän-
derungen der Tagebauentwicklungen und erhöhte Rückstellungen aufgrund von Zinsef-
fekten können nicht als Rechtfertigung für  Entschädigungszahlungen aufgeführt werden. 
Eine Studie des Öko-Instituts zeigt, dass regelbasierte Entschädigungszahlungen, welche 
die Veränderungen im Energie- und CO2-Markt berücksichtigt, deutlich geringer ausfal-
len würden. Die Proportionalität der Entschädigungszahlungen ist daher höchst fraglich 
– und aufgrund der intransparenten Festlegung der Entschädigungssummen nicht nach-
prüfbar. 
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1 Entschädigungen nach Amortisation der Investitionen 
rechtlich nicht nötig – Beihilferechtliche Prüfung notwendig 

In anderen europäischen Ländern (z.B. in Großbritannien und in den Niederlanden) werden 
Kohleunternehmen bei einem staatlich beschlossenen Kohleausstieg nicht entschädigt. Eine 
BBH-Studie für Agora (2017) kommt zu dem Ergebnis, dass auch nach deutschem Recht ent-
schädigungsfreie Schließungen von Braunkohlekraftwerken nach 25 Jahren Betriebsdau-
er rechtssicher machbar sind. Bis dahin sei von einer Amortisation der Investitionen inklusive 
einer angemessenen Gewinnerwirtschaftung auszugehen (Becker Büttner Held (BBH) 2017). 
Demzufolge wären Entschädigungen nur für diejenigen Kraftwerke notwendig, die jünger als 
25 Jahre sind. Da jedoch 90 Prozent der Anlagen beim Zeitpunkt der Schließung 25 Jahre 
oder älter sein werden, sind rechtlich gesehen nur für einen sehr geringen Teil der gesetzlich 
festgelegten Stilllegungen von Braunkohlekraftwerken in Deutschland Entschädigungszah-
lungen notwendig (Client Earth 2019). 

Daher stellen die geplanten Entschädigungszahlungen eine staatliche Beihilfe dar, welche 
den Braunkohleunternehmen RWE und LEAG einen Vorteil gewähren, der unter normalen 
Marktbedingungen so nicht bestünde. Eine beihilferechtliche Prüfung seitens der Europäi-
schen Kommission ist daher notwendig. Im Folgenden wird dargestellt, dass aus Sicht des FÖS 
die Entschädigungszahlungen an Braunkohleunternehmen nicht als mit dem Beihilferecht 
vereinbar angesehen werden können. Gemäß Artikel 107 Abs. 3 lit. C des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union genehmigt die Kommission Beihilfen nur dann, wenn 
dadurch u.a. ein Beitrag zu einem klar definierten Ziel von gemeinsamen Interessen geleis-
tet wird und die Beihilfemaßnahme angemessen und verhältnismäßig ist. Diese Kriterien sind 
bei der Zahlung der geplanten Entschädigungssummen nicht erfüllt. 

2 Braunkohlekraftwerke wären marktgetrieben früher 
abgeschaltet worden  

Aufgrund der wirtschaftlichen Situation ist davon auszugehen, dass die Braunkohlekraftwerke 
marktgetrieben früher abgeschaltet worden wären als dies nun im Kohleausstiegsgesetz 
festgeschrieben wurde. Eine Modellierung von Sandbag (2019) zeigt, dass kein deutsches 
Braunkohlekraftwerk seine Fixkosten im ersten Halbjahr 2019 decken konnte – laut Carbon 
Tracker Initiative (2020) waren 2019 90 Prozent aller Kraftwerke ein Verlustgeschäft. Die 
Gründe dafür liegen u.a. in den gestiegenen CO2-Preisen im EU-Emissionshandelssystem, 
dem niedrigen Erdgaspreis und den wachsenden Anteil von erneuerbaren Energien in der 
Stromproduktion.  

Während der Corona-Krise verschärften sich die wirtschaftlichen Schwierigkeiten für 
Kohlekraftwerke aufgrund eines geringeren Strombedarfs durch den starken Produktions-
rückgang noch weiter. Und auch in Zukunft werden Faktoren wie strengere EU-
Stickstoffgrenzwerte (ab August 2021) (welche Nachrüstungen und damit Investitionen der 
Kraftwerksbetreiber notwendig machen) oder höhere CO2-Preise durch die anstehende Re-
form des EU-Emissionshandelssystems, die Wirtschaftlichkeit von Kohlekraftwerken weiter 
erschweren (Deutsche Umwelthilfe e.V./Klima-Allianz Deutschland 2019; E3G 2020). 

In einer Stellungnahme des Öko-Institut e.V. (2020) wird spezifiziert, dass ältere Braunkohle-
kraftwerksblöcke die fixen Betriebskosten der Kraftwerke in der aktuellen Situation nur knapp 
erwirtschaften können und jegliche fixen Betriebskosten der Braunkohletagebaue sowie Re-
naturierungskosten (anteilig) nicht von den Erlösen gedeckt werden können. Bei neuen 
Braunkohlekraftwerken werden die fixen Betriebskosten der Kraftwerke zwar momentan noch 
voll abgedeckt, jedoch werden mittelfristig abbaubare fixe Betriebskosten der Tagebaue (an-
teilig) nur noch teilweise erwirtschaftet und Investitionskosten nicht mehr refinanziert. 

Da die Braunkohlekraftwerke marktgetrieben mit hoher Wahrscheinlichkeit sogar früher als 
nun gesetzlich festgeschrieben vom Netz gegangen wären, trägt der festgesetzte Stillle-
gungspfad kaum zur Verringerung der CO2-Emissionen in Deutschland bei. Die Entschädi-
gungszahlungen können daher auch nicht als relevant zur Erreichung des gemeinsamen Ziels 
der Emissionsreduktion angesehen werden. 
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3 Entschädigungssummen weder angemessen noch 
verhältnismäßig 

3.1 Intransparente Festlegung der Entschädigungssummen 

Begründet werden die Zahlungen im „Kohleausstiegsgesetzes“ mit wirtschaftlichen Folgen 
„unzulässiger gezielter nachträglicher Eingriffe in die Braunkohleverstromung“. Konkret soll 
für entgangene Strommarkterlöse sowie für Kosten der Personalrestrukturierung bzw. Umbau 
der Tagebaue entlastet werden. Um die Entschädigungssummen nachvollziehen zu können, 
fehlen im Gesetz entscheidende Annahmen darüber, wieviel Strom die Kraftwerke noch 
produziert hätten und wie lange sie noch am Netz gewesen wären. Bisher ist für die Öffentlich-
keit daher nicht ersichtlich für welche Schäden Kraftwerksbetreiber genau entschädigt 
werden sollen oder in welchem Verhältnis die Entschädigungszahlungen an RWE zu jenen an 
die LEAG stehen. Damit ist auch nicht prüfbar, inwieweit die Summe der Entschädigungs-
summen so konzipiert wurden, dass die Betreiber nicht mehr Gelder als nach deutschem 
Recht notwendig erhalten. Die Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit der Beihilfemaß-
nahme ist damit nicht nachprüfbar – verschiedene Einschätzungen lassen jedoch darauf 
schließen, dass die Proportionalität der Entschädigungssummen höchst fraglich ist. 

Eine Studie des Öko-Instituts zeigt, dass die Höhe der vorgesehenen Pauschalentschädigun-
gen in keinem Fall (LEAG) bzw. nur unter bestimmten Voraussetzungen (RWE, abhängig 
von den Kosten des Tagebauumbaus) gerechtfertigt ist. Eine vom Öko-Institut vorgeschlage-
ne, regelbasierte Entschädigung an RWE, welche die Veränderungen im Energie- und CO2-
Markt berücksichtigt, würde zwischen 1,66 und 2,66 Mrd. Euro (je nach Höhe der Kosten des 
Tagebauumbaus) betragen. Für die LEAG ergibt sich eine Entschädigungssumme von etwa 
0,77 Mrd. Euro. Damit fielen die Entschädigungssumme mit 2,34 bis 3,34 Mrd. Euro deutlich 
geringer aus als im Kohleausstiegsgesetz vorgesehen (Öko-Institut e.V. 2020b). 

3.2 Keine Änderungen im Lausitzer Revier 

Die Analyse des Öko-Instituts e.V. (2020a) zeigt auf, dass die vorgesehenen Kraftwerksstillle-
gungen nur im Rheinischen Revier für Veränderungen der Tagebauentwicklungen sorgen. Im 
Lausitzer Revier werden die bisher durch Rahmenbetriebspläne genehmigten Braunkohlevor-
räte jedoch fast vollständig abgebaut. So zeigen Dokumente aus dem Jahr 2016, dass die Kon-
zernpläne der LEAG zur Schließung der Kohlekraftwerke in der Lausitz fast mit den Kohleaus-
stiegsplänen der Regierung übereinstimmen (Öko-Institut e.V. 2020a). Beilhilfemaßnahmen 
erscheinen hierbei daher grundsätzlich nicht angemessen. 

Während zwei Kraftwerksblöcke in Boxberg nach Regierungsplänen jetzt ein Jahr später still-
gelegt werden sollen als von der LEAG ursprünglich geplant, werden andere Blöcke früher 
vom Netz gehen. Und auch in Jänschwalde sollen einige Blöcke früher, andere später stillge-
legt werden. Alles in allem ergibt sich so fast kein Unterschied zwischen den beiden Plänen: 
Laut Regierungsplänen können bis zum endgültigen Kohleausstieg 854 Millionen Tonnen 
gefördert werden, laut Plänen der LEAG 867 Millionen Tonnen. Der von der Regierung ge-
plante Kohleausstieg kostet die LEAG demnach  13 Millionen Tonnen Kohle –  eine im Ver-
gleich zur Gesamtmenge sehr geringe Zahl (Öko-Institut e.V. 2020a). Essentielle Gewinnver-
luste können der LEAG aufgrund von früheren Stilllegungen demzufolge also eigentlich 
nicht drohen (siehe Abbildung 1). Zudem bestätigte 2018 ein Gutachten im Auftrag des bran-
denburgischen Bergamts (Tudeshki 2018), dass für die Folgekostenfinanzierung bei der LEAG 
genug Geld zur Verfügung stehe. Hierbei wurde von einer Größenordnung der Kohlevorräte 
von 876 Millionen Tonnen ausgegangen (Landtag Brandenburg 2020).  

Die LEAG beruft sich hingegen auf ein 2017 veröffentlichtes Revierkonzept, in dem die zusätz-
lichen Abbaugebiete Welzow-Süd Teilfeld II und Nochten-Sonderfeld mit einbezieht und 
daher eine höhere Fördermenge annimmt – bis heute wurde von Seiten der LEAG jedoch 
noch kein bergrechtlicher Rahmenbetriebsplan für die beiden Abbaugebiete beantragt. Da-
her ist ein Verlust durch den nun festgelegten Ausstiegspfad unbegründet.  
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Abbildung 1: Vergleich Braunkohlebedarf nach Bund-Länder Einigung und Businessplan 
der LEAG 

 
Quelle: Öko-Institut e.V. (2020) 
 

Ein von den Wirtschaftsprüfern Ernst&Young im Auftrag des Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi) erstelltes Gutachten zur Planung der Braunkohleförderung sei-
tens der LEAG lässt die Entschädigungssummen an die LEAG nicht plausibler werden. Auch 
hierbei wurde bei der Berechnung der noch verfügbaren Fördermengen das Sonderfeld Mühl-
rose im Tagebau Nochten (sowie in einem anderen Szenario Welzow-Süd Teilfeld II) berück-
sichtigt, für die es bis heute keine bergrechtliche Abbaugenehmigung gibt. Die Wirtschafts-
prüfer begründen die Kalkulation allein damit, dass der Aufsichtsrat der LEAG Anfang 2017 
beschlossen hat, zukünftig Tagebaue zu erweitern (Sonderfeld Mühlrose, Welzow Süd II) 
(Ernst&Young 2020). Diese Planung, die noch nicht praktisch umgesetzt wurde und die mit 
den deutschen Klimaschutzzielen nicht vereinbar ist, rechtfertigt keine Entschädigung „ent-
gangener Gewinne“. 

3.3 Erhöhte Rückstellungen aufgrund von Zinseffekten 
rechtfertigen keine Entschädigungszahlungen 

RWE erklärt öffentlich, dass ein Großteil des „finanziellen Schadens“ des Kohleausstiegs 
aus einer Erhöhung der Bergbaurückstellungen um 2 Mrd. Euro bestehe. Grund für die Er-
höhung seien „höhere Kosten für einen geänderten Abbau- und Rekultivierungsplan, insbe-
sondere durch Erhalt des Hambacher Forsts und geänderte Restlaufzeiten der Tagebaue“ 
RWE AG (2020).  

Um welchen Betrag die Rekultivierungskosten selbst („Erfüllungsbetrag“) planmäßig steigen, 
wird allerdings nicht gesagt. Vermutlich ergibt sich die Erhöhung der Rückstellungen vor 
allem durch einen Zinseffekt: Der heutige Barwert muss erhöht werden, weil die Laufzeit bis 
zur Fälligkeit der Rückstellungen geringer ist. Dieser Effekt wird dadurch verstärkt, dass bei 
einer Restlaufzeit von 20 Jahren mit historischen Zinssätzen von 2,1% abgezinst wird (Stand 
Ende 2019) (Deutsche Bundesbank 2019). Die aktuellen Zinsen liegen aber immer noch nied-
riger. Für die Abzinsung von Rückstellungen ist der Realzins entscheidend. Dabei wird einbe-
zogen, mit welcher Kostensteigerung beim Erfüllungsbetrag gerechnet wird. Solange der 
Realzins positiv ist, d.h. die Teuerungsrate unter dem Abzinsungssatz liegt, führt eine Verkür-
zung der Restlaufzeit zu einer Erhöhung der Rückstellungen. Schon seit Jahren müssen des-
halb die Rückstellungen regelmäßig erhöht werden, siehe auch die Darstellung des Öko-
Instituts (Öko-Institut 2017). 

Dieser Effekt tritt einmalig gebündelt auf, wenn die Tagebaue früher stillgelegt werden. Die 
Anpassung der Rückstellungen hätte aber vermutlich auch ohne die frühere Stilllegung vor-
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genommen werden müssen – und wären damit auch ohnehin für die Braunkohleunternehmen 
angefallen. Eine Notwendigkeit von Entschädigungszahlungen kann damit nicht begründet 
werden. 

Abbildung 2: Abzinsungssätze der Deutschen Bundesbank (mit einer Restlaufzeit von 
20 Jahren) und mögliche Entwicklung der Rückstellungen bei weiter 
sinkenden Zinsen 

  
Quelle:  Öko-Institut (2017) 
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